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I. Einleitende Bemerkungen. 



Seit der vollzogenen Zweitheilung unserer Monarchie hat 
man sich competenten Orts in den Gedanken eingelebt, dass zur 
Regelung des Strafverfahrens der Armee die Mitwirkung von 
fünf Ministerien (Reichs-Kriegs-, zwei Landesvertheidigungs- und 
zwei Justiz-Ministerien) und von vier Kammern (österr. und Ungar. 
Unter- und Oberhaus) und die Sanction der Krone erforderlich 
sei. Für die innere Güte eines Gesetzes mag eine solche Procedur 
allerdings ganz ausserordentliche Garantien bieten ; ob und welche 
der zukünftigen Generationen aber der Wohlthaten eines solchen 
Mustergesetzes theilhaftig zu werden das Glück haben werden, 
dürfte mit etwas minderer Sicherheit zu beantworten sein. Schon 
deshalb erscheint es nicht uninteressant, diesen Vorgang auf seine 
verfassungsmäßige Berechtigung zu prüfen. 

Die staatsrechtliche Structur der österreichisch-ungarischen* 
Monarchie ist nicht besonders einfach und ihre gesetzlichen Grund- 
lagen nicht in jeder Beziehung wissenschaftlich kritikfrei. In ihrem 
genetischen Zusammenhange tragen die letzteren deutlich das 
Gepräge der Sturm- und Drangperiode ihrer Entstehung, und so 
manche Bestimmung unserer Staatsgrund- und Verfassungsgesetze, 
sowie manche Lücke in denselben verräth legislative Hast und 
Eile. Was Wunder, dass man auf diesem allerwichtigsten Gebiete 
staatlichen Lebens in der Bevölkerung auf ganz absonderliche 
begriffliche Unklarheiten stösst, wenn selbst eifrige Bestrebungen 
wissenschaftlicher Autoritäten mitunter über die elementarsten 
Fragen, wie beispielsweise über den unmittelbaren Einfluss und 
die effective Wirkung der Staatsgrundgesetze, einer allgemein 
anerkannten und unbestrittenen Auffassung Geltung zu verschaffen 
bisher ausser Stande waren. Je schwieriger es jedoch ist, den 
Geist der codificirten Grundlagen unseres staatlichen Lebens aus 
deren Buchstaben herauszulesen, umso nothwendiger erscheint deren 
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offene, streng wissenschaftliche Besprechung in allen jenen Fälle 
von Bedeutung, wo bei berufenen Factoren ein Irrthum in de: 
Interpretation sich einzuschleichen droht. 

Die verfassungsmässige Grundlage für die Rechtsquelle] 
der k. u. k. Armee bildet das Gesetz vom 21. December 1867 
Nr. 146 R. G. Bl., und der ungarische Gesetzartikel XII voe 
Jahre 1867. Im Sinne dieser Grundgesetze gliedern sich die fü 
die k. u. k. gemeinsame Armee, ihre Organe und ihre Mitgliede: 
als solche verbindlichen Rechtsquellen in drei Kategorien. 

I. Gesetze, welche von den gesetzgebenden Factorei 
(Krone, Parlament) jeder der beiden Reichshälften formell selbst 
ständig und meritorisch a) von einander unabhängig, somit einseitig 
oder b) nach von beiden Reichshälften vereinbarten gleicher 
Grundsätzen erlassen werden. 

IL Gesetze, welche von Sr. Majestät mit Zustim- 
mung eines für beide Reichshälften gemeinsamen Vertretungs- 
körpers (Delegationen) erlassen werden. 

III. Allerhöchste Entschliessungen Sr. Majestät des 
Kaisers und Königs als Obersten Kriegsherrn. 

In die Kategorie la fallen: 1. Alle Angelegenheiten, 
welche sich auf die Art und Weise, sowie auf die Ordnung und 
Dauer der Militärpflicht beziehen, und insbesondere die jährliche 
Bewilligung der Anzahl der auszuhebenden Mannschaft und die 
allgemeinen Bestimmungen in Bezug auf Vorspannsleistung, Ver- 
pflegung und Einquartirung des Heeres (Gesetz vom 21. De- 
cember 1867, Nr. 141 R. G. Bl., § Hb) J ). 2. Die Gesetzgebung, 
betreffend die Form der Behandlung der durch die Vereinbarung 
mit den zur ungarischen Krone (respective umgekehrt) gehörigen 
Ländern als gemeinsam festgestellten Angelegenheiten (Gesetz vom 
21. December 1867, Nr. 141 R. G. Bl., § 11 o). In die Kategorie 
Ib fällt die Feststellung des Wehrsystemes (Gesetz vom 21. De : 
cember 1867, Nr. 146 R. G. Bl., § 2, Punkt B). 

Die zweite Kategorie umfasst: Das Kriegswesen, mit 
Ausschluss der sub la und b begriffenen Angelegenheiten, sowie 
mit Ausnahme der Regelung der bürgerlichen Verhältnisse und 
der sich nicht auf den Militärdienst beziehenden Rechte und 



1 ) Der Inhalt der von mir citirten Gesetze ist in beiden Reichshälften 
wesentlich gleichlautend promulgirt. Der Einfachheit halber citire ich 
blos die in der diesseitigen Reichshälfte publicirten Gesetze. 
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"Verpflichtungen der Mitglieder des Heeres (Gesetz vom 21. De- 
cember 1867, Nr. 146 E. G. BL, § Ib). 

Der dritten Kategorie endlich gehören an die Anordnungen 
in Betreff der Leitung, Führung und inneren Organisation 
der gesammten Armee (Gesetz vom 21. December 1867, 
Nr. 146 E. G. BL, § 5). 

Im Sinne des % lb des eben citirten Gesetzes gehört somit 
die Eegelung aller sich auf den Militärdienst beziehenden Rechte 
und Verpflichtungen der Mitglieder des Heeres, sofern diese 
Eechte und Verpflichtungen aus der inneren Organi- 
sation der gesammten Armee resultiren, zur letzterwähnten 
dritten Kategorie. 

Nicht blos die Entschlüsse bezüglich der in 'der k. u. k. 
Armee noth wendigen Amter (also auch Gerichte), Commanden, 
Functionäre, Officiere und Chargen, sowie die Festsetzung der 
Bedingungen zu deren Besetzung, also insbesondere auch die 
Bestimmungen über die zur Erlangung und Bekleidung eines 
gewissen Amtes (somit auch Eichteramtes) in der Armee erforder- 
lichen physischen, geistigen und moralischen Qualitäten — als 
zweifellos unter den Begriff der „inneren Organisation der Armee" 
fallend — sondern auch die ganze Gesetzgebung darüber, wie 
diese Amter und Functionäre amtzuhandeln und insbesondere, mit 
Eücksicht auf die Angehörigen der Armee als solcher, Eecht zu 
sprechen haben, d. h. mit anderen Worten: Die Gesetzgebung 
bezüglich der Militär-Gerichts- und Strafprocessordnung 
steht daher einzig und allein Sr. Majestät dem Kaiser 
und Könige ohne jede verfassungsmässige Beschrän- 
kung zu. 

Auf das Zustandekommen, sowie auf den Inhalt 
einer Strafprocessordnung für die bewaffnete Macht 
steht dem Parlamente eine Ingerenz nicht zu. Das Straf- 
verfahren in der Armee ist verfassungsgemäss durch kaiserliche 

Verordnung zu regein. 

* 

Der heutige Staat erfordert zu seiner gesicherten Existenz 
die Opferbereitwilligkeit aller seiner opferfähigen Bürger in 
der Form der allgemeinen Wehrpflicht, welche ein Correlat ist 
des natürlichen Bechtes des Staates auf seine Existenz und Integrität, 
Kraft dessen er über seine Theile und Glieder gleichsam ebenso 
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sorgfältigen Realisirung dieser Ideen. Die eig( 
eigene physische Wohl hängt davon ab, ob un 
Kamerad, die Truppe, der er angehört, im 
Schuldigkeit erfüllen. Je durchgreifender die 
intensiver entwickelt sich jenes beruhigende Gefü 
gehörigkeit, welches wir Gemeingeist, Kamerads 
deren Pflege uns schon die Selbsterhaltung tr 
legenheit, welche disciplinirte Massen zeigen" — 
„ist hauptsächlich eine Folge des Vertrauens, 
seinen Kameraden setzt." Eine feste Unterlage i 
einer Truppe zum Gehorsam bildet deshalb die a 
einzupflanzende Überzeugung, dass ohne im 
Ordnung kein Heer bestehen, geschweige etwas 
könne. Denn nur vermittelst des Gehorsams, be 
Mannszucht, dieses im Frieden mit soviel Müh 
mit aller Sorgfalt gehüteten kostbarsten Klein 
werden im Feld die Ergebnisse der Ausbildui 
Errungenschaften der Führung zu voller ( 
(Peter mann). Im Interesse des Einzelnen soll 3 
Allgemeinheit m u s s Disciplin herrschen. Staats b 
und Freiheiten wird der Soldat principiell im s< 
haftig, wie jeder Andere ; er muss sie aber dort zi 
wo es die Disciplin erfordert. Selbst das Recht 
ordnen diesem obersten Machtgebote und die 
erhabenes Antlitz verhüllen, wo eiserne Nothwei 
ergreift. Doch dreimal Wehe, wenn sie es missbr 
keit ohne Rücksicht auf Disciplin ist vernic 
gleichbedeutend mit organischer Auflösung der . 
ohne Rücksicht auf Gerechtigkeit verleugnet : 
Zweck und artet aus in Willkür: Die harmon 
Beider ist das anzustrebende Ideal! 

Die Nutzanwendung auf den Gegenstand 
den Militär-Strafprocess — ergibt sich von selbs 
Rechtsprincipien sind in Einklang zu b 
gebieterischen Forderungen der Disci 

* 



*) Der Einwand, dass die Umgebung des Militär-Sti 
wesentlichen Formen des ordentlichen Strafprocesses nur zu \ 
würde, ist viel zu laienhaft, um zu ernster Beantwortung her 
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II, Ein verfassungsmässiges Recht Sr. Majestät! 



,,E pur si nraove." 
So unwahrscheinlich es auch klingen mag, es isj doch wahr 
Ein verfassungsmässiges Recht Sr. Majestät hat — bisher allerdings 
nicht effectiv — eine derart einschränkende Auslegung erfahren, 
dass es nicht ganz überflüssig scheinen dürfte, dieses Thema 
öffentlich zu discutiren. Nicht bloß rein theoretische Erwägung, 
sondern auch unmittelbar praktisches Bedürfniss räth dem einfachen 
Soldaten, diesfalls seine Stimme zu erheben. An sich höchst einfach 

— denn der Drehpunkt dieser ganzen Frage ist ein täglich 
tausendmal gebrauchtes Wort — kostet es doch oder vielmehr 
deshalb nicht geringe Überwindung seiner selbst, berichtigend 
hier einzugreifen. Ich habe mich dazu entschlossen. 

Nach § B des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 1867 
(Nr. 146, R. G. B.) und dem § 11 des ungarischen Gesetzartikels 
XII vom Jahre 1867 sind alle Anordnungen in Betreff der 
„inneren Organisation" der gesammten Armee ausschliesslich 
Sr. Majestät dem Kaiser und Könige vorbehalten. Ueber die 
Tragweite dieser grundgesetzlichen Bestimmung, insbesonders aber 
über die Bedeutung ihres inhaltgebenden Begriffes „Organi- 
sation", hat sich nun eine eigenthümliche, von der wissenschaft- 
lichen Feststellung dieses letzteren Begriffes wesentlich abweichende 
Meinung verbreitet. 

Unter „Organismus" versteht man ein nach aussen als 
vollendete Einheit sich darstellendes Gefüge eigenthümlich functio- 
nirender Elemente und Elementengruppen (Organe), zu bestimmtem 
Zwecke (Gesammtfunction) ; während dieses functionirende Gefüge 

— nach Innen betrachtet — die „innere Organisation" dieses 
Organismus genannt wird. Also nicht blos der Bau, die innere 
Gliederung (Anatomie) eines organischen Körpers, sondern auch 
dessen Leben, die Gesammtheit seiner Functionen (Physiologie 
Pathologie) bilden zusammen den Begriff seiner „inneren Organi- 
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sation". Demzufolge sagt man beispielsweise, dass die Organisation 
des Menschen derart sei, dass er Bewegungs- und Sinneswerkzeuge, 
dass er „Organe" zur Athmung und Verdauung u dgl. habe, und 
dass deren Functionen (Bewegung, Sinneswahrnehmung, Athmung, 
Verdauung) — je nach den auf sie einwirkenden Einflüssen — 
diese und jene seien. 

Auch die Armee ist selbstverständlich so ein „Organismus" 
höherer Ordnung. Ihre „innere Organisation" umfasst das innere 
Grefüge, ihren Bau, sowie die Summe der Functionen aller 
ihrer Elemente und Organe. Ahnlich wie beim individuellen 
Organismus in des Wortes engerer Bedeutung sind nun auch bei 
diesem Organismus höherer Ordnung die „Functionen" seiner 
Elemente und Organe, sowie die Gesammtfunction desselben theils 
normale, regelmässige (physiologische), theils solche unter zweck- 
widrigen Verhältnissen, reactive, anormale (pathologische). Zu 
letzteren werden beispielsweise gehören: die Zurückweisung oder 
Ausmerzung zweckwidriger (untauglicher) Elemente und — was 
hier zunächst interessirt — namentlich die Reaction (eventuell 
Unschädlichmachung) bei dem Vorhandensein direct schädlicher. 
Elemente. Bekanntlich sind „D eli et e" nichts Anderes, als nur 
Formen und Symptome von gewissen Erkrankungen socialer 
Organismen. Ergriffen hievon werden gewisse Elemente (Menschen) 
solcher Organismen. Eine der diversen Formen, in welchen der 
betroffene Organismus in solchen Fällen reagirt, ist die S t r a f- 
rechtspflege. Die Art und Weise, wie sich diese Reaction 
in den Functionen des betreffenden Organismus und seiner 
Organe äußert, wird ^formelles" (Process), wie sie sich aber in 
dem schädlichen Elemente (Verbrecher) selbst manifestirt (Strafe) T 
„materielles Strafrecht genannt. 

Dem Gesagten zufolge ist somit die „Militär- Straf recht s- 
pflege" ein Complex von Reactionen der Armee auf strafbare 
Insulte ihrer Mitglieder und die Art dieser Reaction steht mit der 
„inneren Organisation" der Armee in ursächlichem 
Zusammenhange. Wird also von einer Regelung der „Militär- 
Strafrechtspflege" gesprochen, so kann darunter nur eine Änderung 
der „inneren Organisation" der Armee, respective einzelner ihrer 
Organe, zum Zwecke der Erzielung einer geänderten Reaction des 
„Armee- Organismus", auf Delicte verstanden werden. Diese 
„innere Organisation" der Armee aber ist — wie im Ein- 
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gange erwähnt — ganz unbestreitbar ein verfassungsmässiges 
Recht Sr. Majestät, woraus folgt, dass die Regelung der 
„Militär-Strafrechtspflege" verfassungsgemäss ausschliesslich Seiner 
Majestät vorbehalten erscheint. 

Eine entgegengesetzte Ansicht vertritt den Standpunkt, dass 
zur Regelung der Militär-Strafrechtspflege, insbesonders des „Militär- 
Strafverfahren", die Uebereinstimmung der legislativen Körper- 
schaften beider Reichshälften erforderlich sei. Der juristischen 
Berichtigung dieser Ansicht ist unter Anderem die soeben bei 
Manz in Wien erschienene Schrift : „Zur Reform des Militär-Straf- 
und ehrenräthlichen Verfahrens in Oesterreich-Ungarn" gewidmet. 
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III. Ein verfassungsmässiges Reeht Sr. Majestät? 

Eine Entgegnung vom Hof- und Gerichtsadvocaten Dr. Ernst F. Weisl. 

Unter dem stolzen Motto: „E pur si muove" ist in einem 
Leitartikel der Nr. 725 der „Reichswehr" die Anschauung aus- 
gesprochen worden, dass „die Regelung der Militär- Straf rech tspflege 
verfassungsmässig ausschliesslich Sr. Majestät (im Verordnungswege) 
vorbehalten erscheine". 1 ) Diese Anschauung ist ebenso originell, 
als sie unrichtig ist. Schon der Umstand, dass die sämmtlichen 
bisherigen Kriegsminister und die sämmtlichen österreichischen und 
ungarischen Landesvertheidigungsminister, denen man doch gewiss 
nicht die Sucht nach Erweiterung der Rechte der Parlamente auf 
Kosten der Krone imputiren darf, ganz rückhaltlos anerkannt 
haben, dass die Regelung des Militär-Strafrechtes nur im Gesetz- 
gebungswege und nur eine als den beiden Reichshälften gemein- 
same Angelegenheit erfolgen könne, hätte den übrigens in der 
Militärliteratur bestens bekannten Verfasser jenes Artikels 2 ) zur 
Vorsicht mahnen sollen, sowie nicht weniger der Umstand, dass 
die zwei hervorragendsten Militär-Strafrechtskenner Österreich- 
Ungarns, General- Auditor Damianitsch und Oberstlieutenant- 
Auditor Dr. Dangelmaie r, bei ihrer jahrzehntelangen literarischen 
Bethätigung sich nie in Widerstreit zu der allgemeinen Anschauung 
über die Regelung des Militär- Strafrechtes gesetzt haben. 

Doch wir wollen die Sache so nehmen, wie wenn diese Frage 
wirklich strittig oder, richtiger gesagt, wie wenn sie ernstlich 
bestritten werden könnte, und wollen sie — bei ihrer Wichtigkeit 
und zur Belehrung jener Leser der „Reichswehr", die keine 
selbständige staatsrechtliehe Studie anstellen können — an der Hand 

f) Wir haben den erwähnten Artikel aufgenommen, um eine Discussion 
dieser nicht allein juridisch, sondern auch staatsrechtlich und militärisch wichtigen 
Frage anzuregen, und geben demgemäss auch vorstehendem Aufsatze Raum. 

Die Redactien (der „Reichswehr"). 

*) K. u. k. Major-Auditor Dr. v. Korwin-Dzbatiski. 
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der Staatsgrundgesetze behandeln. Nun lautet Artikel 2 des Staats- 
grundgesetzes vom 21. December 1867, R. G. B. Nr. 44, wörtlich: 
„Die Organisation und Competenz der Gerichte (im Allgemeinen 
also sowohl Civil- als Militärgerichte) wird durch Gesetze 
festgestellt." Daran anschliessend (woraus folgt, dass Artikel 2 
eben den weiteren Begriff enthält) besagt Artikel 3: „Der 
Wirkungskreis der Militärgerichte wird durch 
besondere Gesetze bestimmt." Es geht also aus dem 
Staatsgrundgesetze Nr. 44 hervor, dass die Kegelung der Organisation 
und Competenz der Militärgerichte nicht im Verordnungswege — 
wie der Verfasser jenes Artikels annimmt — sondern nur im Wege 
eines Gesetzes geschehen kann. Ein „Gesetz" kann aber, nach 
dem Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867, K. G. B. Nr. 145, 
nur unter Zustimmung der verfassungsmässigen Vertretungs- 
körper und unter Mitfertigung eines verantwortlichen Ministers 
erlassen werden, und kann eine „Verordnung" nur auf Grund 
eines Gesetzes geschehen. 

Es kann aber schon deshalb kein Zweifel darüber bestehen, 
dass die Militär- Strafprocessordnung nur durch ein Gesetz ge- 
regelt werden soll, da es Niemand Anderer als Se. Majestät 
allerhöchst selbst im Artikel 12 des kaiserlichen Patentes vom 
15. Jänner 1855, Nr. 19 R. G. B., ausgesprochen hat ! ! Nun wird 
wohl kein logisch Denkender ernstlich behaupten wollen, dass, 
wenn das „formelle Militftr-Strafrecht" ( Straf process) durch ein 
Gesetz zu regeln ist, das „materielle" (Militär-Strafgesetz im 
engeren Sinne) durch eine „Verordnung" geregelt werden könnte. 
Also auch ohne Rücksicht auf die Frage, ob die Regelung des 
Militär-Strafrechtes eine mit Ungarn gemeinsame Sache sei oder 
nicht, blos im Grunde der österreichischen Staatsgrundgesetze muss 
behauptet werden, dass Sr. Majestät nicht das verfassungsmässige 
Recht zustehe, das Militär-Strafverfahren im blossen Verordnungs- 
wege zu regeln, vielmehr dies nur nach Zustimmung deg Legislativ- 
körpers mittelst eines Gesetzes erfolgen könne. Da nun die Staats- 
grundgesetze Nr. 44 und 45 dem Staatsgrundgesetze Nr. 46, auf 
das sich der Verfasser jenes Artikels stützt, voraus gehen, so 
könnte das Recht des österreichischen Parlaments an der Militär- 
justiz-Gesetzgebung selbst dann nicht bezweifelt 'werden, wenn 
eine solche nicht aus dem sogenannten Ausgleichsgesetze Nr. 46 
entnehmbar wäre. Aber auch dieses Gesetz lässt an der Theilnahme 
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der Gesetzgebungskörper an der Kegelung des Militärrechtes 
keinen Zweifel übrig. Wohl heisst es im Schlusssatze des § 5 des 
Staatsgrundgesetzes Nr. 146, „betreffend die allen Ländern der 
österreichischen Monarchie gemeinsamen Angelegenheiten und die 
Art ihrer Behandlung" : „Die Anordnungen in Betreff der Leitung, 
Führung und inneren Organisation der gesammten Armee 
stehen ausschliesslich dem Kaiser zu." Dagegen heisst es im § 1 
desselben Gesetzes: „Nachfolgende Angelegenheiten werden als 
den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern und 
den Ländern der ungarischen Krone gemeinsam erklärt: „Das 
Kriegswesen mit Inbegriff der Kriegsmarine", und 
sind von diesem weitesten Begriffe einzelne taxativ in den 
§§ 1, lit. b) und 2, Absatz 5, aufgezählte Ausnahmen statuirt. 
Der Schlusssatz des § 5 ist aber keineswegs eine, das Gesetz- 
gebungsrecht der beiderseitigen Vertretungskörper, vielmehr 
— wie aus der Anreihung zum Vordersatze des § 5 klar hervor- 
geht — nur eine die Verwaltung (!) der gemeinsamen Angelegen- 
heiten durch das gemeinsame verantwortliche Ministerium (!) 
einschränkende Bestimmung hinsichtlich der „Leitung, Führung 
und inneren Organisation der gemeinsamen Armee". 

Aus dem ganzen Geiste und der Structur des Staatsgrund- 
gesetzes Nr. 146 geht also klar hervor, dass die Gesetzgebung 
für das Kriegswesen eine gemeinsame Angelegenheit ist, von 
welcher Regel Ausnahmen bestehen, jedoch nur dahin gehend, 
dass doch den Vertretungskörpern (theils nach mit der 
anderen Reichshälfte zu vereinbarenden, theils nach selbständigen 
Grundsätzen) die Gesetzgebung zustehe. Nur hinsichtlich der im 
Rahmen der unter Zustimmung der verfassungs- 
mässigen Vertretungskörper erlassenen Gesetze sich 
bewegenden Verwaltung ist die Ausnahmsbestimmung statuirt, dass 
Sr. Majestät in Betreff der Leitung, Führung und inneren Organi- 
sation der Armee ohne Beiziehung verantwortlicher Minister die 
Erlassung vx>n Anordnungen ausschließlich zukomme. Übrigens 
aus dem Gebrauche des Wortes „Anordnungen", im Gegensatze 
zu den in den vorausgehenden Paragraphen gebrauchten Aus- 
drücken „Gesetzgebung, Regelung, Feststellung" folgt allein schon, 
dass es sich nicht um grundlegende Feststellungen, sondern nur um 
Verfügungen im Rahmen der grundlegenden Regelung handeln könne. 

Dazu kommt der Umstand, dass der Schlusssatz nicht ein- 
mal von der Organisation im Allgemeinen, sondern nur von der 
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„ inneren" Organisation spricht. Der bezügliche Satz lautet ganz 
deutsch : „Die Anordnungen in Betreff der Leitung > Führung und ' 
der inneren (einheitlichen) Einrichtung der gesammten 
Armee stehen ausschliesslich dem Kaiser zu." Also nur die innere 
Einrichtung untersteht ausschliesslich dem Kaiser, keineswegs aber 
die äussere. So kann Seine Majestät z. B. wohl die Truppen- 
gattungen nach seinem ausschliesslichen Gutbefinden einrichten, 
gliedern, eintheilen u. s. f., keineswegs aber die Gliederung der 
Reichswehr (dermalen in stehendes Heer, Reserve, Landwehr und 
Landsturm) ohne Zustimmung der Vertretungskörper ändern oder 
eine andere äussere Einrichtung treffen. 

Es wäre also Sache des Verfassers jenes Artikels gewesen, 
zu beweisen, dass die „materiellen Militär-Strafrechtssätze und die 
Grundsätze des Militär-Strafverfahrens" Gegenstand der „inneren 
einheitlichen Einrichtung" der Armeen seien. Diesen Beweis hat 
er aber gar nicht einmal versucht, sondern bloss in axiomhafter 
Weise behauptet, dass die Militär-Strafrechtspflege mit der inneren 
Organisation der Armee in „ursächlichem Zusammenhange" stehe. 
Aber auch diese Annahme ist unrichtig. Die Militär-Strafrechts- 
pflege steht blos aus geschichtlichen und staatspolitischen Rück- 
sichten im Zusammenhange mit der Organisation unserer Armee, 
keineswegs aber aus „ursächlichen", also bei „allen iC Armeen 
noth wendig vorkommenden Gründen, und mag hier nur das Beispiel 
genügen, dass nach dem „Army Act" §§ 39 ff. der englische Soldat 
wegen Delicte gegen das gemeine Recht an den Civilmagistrat 
abzugeben ist, und nach § 438 des österreichischen Gesetzes 
vom 23. Mai 1873 dem Civilstand-Gerichte auch österreichische 
Militärpersonen unterliegen, und andererseits nach dem für 
Österreich geltenden Militärrechte (unter besonderen Umständen) 
selbst Civilpersonen dem Militärrechte unterworfen sind. 

Aus air dem folgt, dass die Regelung der Militär- 
Justizpflege in keinem ursächlichen Zusammenhange 
zur inneren Heereseinrichtung steht und verfassungs- 
mässig ausschliesslich Sr. Majestät nicht vorbehalten 
ist, welch' letzteren Grundsatz neuerdings Se. Excellenz der 
dermalige Kriegsminister, ein Reformmann, im besten 
Sinne des Wortes, durch seine Enunciation vor den Delegatiojien 
offen und wahr anerkannt hat, das „E pur si muove" — aber das 
verfassungsmässige Recht der Legislativkörper! 

2 
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IV. Kritische Erörterungen. 



In einer 1895 erschienenen Broschüre und in der Nummer 725 
der „Reichswehr" ex 1895 habe ich den Satz vertreten, dass die 
Regelung der Strafrechtspflege für das Heer verfassungsmässig 
Sr. Majestät dem Kaiser-König vorbehalten sei. 

Die Nummer 736 der „Reichswehr" ex 1895 veröffentlicht 
den Versuch der Widerlegung dieses Satzes. 

Diesen Versuch will ich punktweise kritisch beleuchten. 

1. Der Autor dieses Widerlegungsversuches stellt seinen 
Ausführungen die Behauptung an die Spitze, dass die Frage 
der Competenz zur Regelung der Strafrechtspflege der Armee 
nach dem „Staatsgrundgesetze" über die richterliche Gewalt vom 
21. December 1867, R. G. B. Nr. 44 (richtig 144) zu entscheiden 
sei. Eine Begründung dieser Behauptung enthält der citirte Artikel 
der „Reichswehr" nicht und es erscheint überhaupt nichts weniger 
denn klar, wie sich der Autor diese Art der Lösung der Competenz- 
frage vorstelle. 

Die Armee ist verfassungsmässig eine, den beiden Staats- 
gebieten der Monarchie gemeinsame Institution. Die Gesetz- 
gebung im technischen Sinne des Wortes erfolgt aber bezüglich 
der „gemeinsamen Angelegenheiten" nach § 6 des Staatsgrund- 
gesetzes R. G. B. Nr. 146 ex 1867 und nach den §§ 28 und 29 
des ungarischen Gesetz- Artikels XII ex 1867, ausschliesslich unter 
Mitwirkung der „Delegationen", in der Form von Allerh. sanctionirten 
Delegations-Beschlüssen, welche in beiden Staatsgebieten gleich- 
lautend promulgirt und von den betreffenden, nicht gemeinsamen, 
Ministerien eines jeden der beiden Staatsgebiete besonders, also 
einseitig, in Vollzug gesetzt werden (§ 43 des Gesetz- Artikels XII 
ex 1867). 

Das citirte Staatsgrundgesetz 144 hat aber zweifellos nur 
Wirksamkeit in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und 
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Ländern. Die Annahme, dass dasselbe nichtsdestoweniger und 
im offenbaren Widerspruche mit dem Grundgesetze 146 eine 
gemeinsame — die Armee betreffende — Angelegenheiten regele, 
erschiene somit denn doch nur unter der Voraussetzung überhaupt 
denkbar, dass gleichzeitig auch im anderen Staatsgebiete — in 
Ungarn — ein gleiches, diese gemeinsame Angelegenheit ganz in 
derselben Weise regelndes Grundgesetz erflossen wäre. Ein solches 
Grundgesetz existirt jedoch in Ungarn nicht. 

Würde nun bei der Regelung der Militär-Strafrechtspflege 
dem österreichischen Grundgesetze Nr. 144 ein massgebender 
Einfluss eingeräumt, so könnte derselbe — ganz abgesehen von 
der verfassungsmässigen Unzulässigkeit einer derartigen Regelung 
(Grundgesetz 146 und Gesetz-Artikel XII) — doch offenbar blos 
bezüglich der im hierseitigen Staatsgebiete befindlichen Theile 
der gemeinsamen Armee von Wirkung sein. In Ungarn sammt 
Nebenländern dagegen müsste diesbezüglich entweder alles beim 
Alten bleiben, oder es müsste die Regelung der Militär-Strafrechts- 
pflege bezüglich der im jenseitigen Staatsgebiete befindlichen 
Theile der Armee nach jenen Grundsätzen erfolgen, nach welchen 
dortselbst die bürgerliche Strafrechtspflege geregelt erscheint 
(§ 47 des Gesetz-Artikels XXX ex 1868 und Gesetz-Artikel IV 
ex 1869). 

Unter der Eingangs erwähnten Annahme ergäbe sich dem- 
nach in jedem Falle unausweichlich die Consequenz, dass a) in der 
gemeinsamen Armee gleichzeitig — je nach der Örtlichkeit — 
drei verschiedene Strafrechts-Systeme in Geltung wären; b) die 
Strafjustiz in der gemeinsamen Armee nicht dem gemeinsamen 
(Reichs-) Kriegs-Minister, sondern dem österreichischen und dem 
ungarischen Justiz-Minister, respective dem Banus von Kroatien etc. 
unterstünde (§§ 47 und 50 des ungarischen Gesetz-Artikels XXX 
ex 1868). 

Die Behauptung, dass für die Regelung der Militär-Straf- 
rechtspflege das österreichische Staatsgrundgesetz Nr. 144 ex 1867 
maßgebend sei, ist somit theoretisch wie praktisch unhaltbar. 

2. Doch ganz abgesehen von der principiellen Bedeutungs- 
losigkeit des ebenerwähnten österreichischen Grundgesetzes flir die 
Armee, findet sich auch in diesem Grundgesetze selbst nicht der 
geringste Anhaltspunkt zur Unterstützung der in Nr. 736 der 

2* 
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„Reichswehr" aufgestellten weiteren Behauptung, dass die Regelung 
der Militär-Strafrechtspflege im (parlamentarischen) Gesetzgebungs- 
wege zu erfolgen habe. 

Art. 2 des Grundgesetzes 144 sagt wörtlich: „Die Organi- 
sation und Competenz der Gerichte wird durch Gesetze festgestellt." 

Nach jener ofterwähnten Ansicht sollen nun hier unter dem 
Wort „Gerichte" solche im Allgemeinen, d. h. sowohl Civil- als 
Militärgerichte verstanden werden müssen. Wird diese Interpretation 
als richtig, angenommen, so ist somit der thatsächliche Inhalt des 
Art. 2 eigentlich: Die Organisation und Competenz der Civil- 
und Militärgerichte wird durch Gesetze festgestellt, das heisst, 
Artikel 2 trifft — nach jener Ansicht — folgende Verfügungen: 

a) Die Organisation der Civilgerichte, 

b) die Competenz der Civilgerichte, 

c) die Organisation der Militärgerichte, 

d) die Competenz der Militärgerichte wird durch Gesetze 
festgestellt 

Der deutsche Ausdruck für „Competenz" ist aber Zuständig- 
keit, Wirkungskreis, und es ist im Begriffe Competenz juristisch 
jedenfalls der Ausdruck „Wirkungskreis" enthalten und inbegriffen. 
Demnach trifft der Art. 2 des Grundgesetzes 144 unter anderem 
die Verfügung : der Wirkungskreis der Militärgerichte wird durch 
Gesetze festgestellt. 

Es bedarf nun keiner weiteren Ausführung, dass alle diese — 
nach jener Interpretation — dem Art. 2 zufolge durch Gesetze, 
zu treffenden Verfügungen in Betreff der Organisation und Com- 
petenz der Civil- und Militärgerichte sowohl der heterogenen 
Beschaffenheit dieser Verfügungen wegen, als auch wegen der 
dualistischen Staatsform der Monarchie nicht in einem und dem- 
selben Gesetze, sondern nur in verschiedenen besonderen 
Gesetzen erfolgen könnten. Der ganz genaue Sinn des Art. 2 
ist somit — nach jener Ansicht — eigentlich: Die Organisation 
und Competenz der Civil- und Militärgerichte wird durch besondere 
Gesetze festgestellt, d. h. es ist — immer nach jener Ansicht — 
im Art. 2 unter Anderem auch bestimmt, dass der Wirkungs- 
kreis der Militärgerichte durch besondere Gesetze bestimmt wird. 

Nun folgt aber auf diesen Artikel 2 sogleich Artikel 3, der 
wörtlich sagt: „Der Wirkungskreis der Militärgerichte wird durch 
besondere Gesetze bestimmt" 
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Dieser Artikel 3 würde somit nichts Anderes sein, als die 
wörtliche Wiederholung einer im unmittelbar vorhergehenden 
Art. 2 bereits enthaltenen Verfügung, falls die Interpretation 
der Nr. 736 der „Reichswehr" — thatsächlich richtig wäre. 

Einem Gesetze, einem Staatsgrundgesetze zuzumuthen, dass 
es in zwei unmittelbar aufeinander folgenden Artikeln wörtlich 
ganz dasselbe wiederhole und dass dies nicht einmal nur so neben- 
bei — etwa in eine Fülle mannigfach getroffener Verfugungen 
eingeflochten — sondern in einem eigenen, einzig und allein blos 
dieser unnöthigen und unverständlichen Wiederholung gewidmeten 
Artikel erfolge, ist ohne unabweisbar zwingende Gründe nicht 
gestattet. Wir sind verpflichtet ein Gesetz in allen Fällen so zu 
interpretiren, dass es einen vernünftigen Sinn behält, und diese 
Pflicht gilt wohl im höchsten Grade bei der Auslegung eines 
Grundgesetzes. 

Demnach hat der Art. 2 des Grundgesetzes 144 — mit 
Hinblick auf Art. 3 desselben Grundgesetzes — nur unter der 
Bedingung einen Sinn, dass angenommen wird, es seien unter dem 
Wort „Gerichte" im Art. 2 die Militärgerichte nicht verstanden? 
weil sonst Art. 3 ganz überflüssig wäre. 

Aus Artikel 2 des Grundgesetzes 144, der von den Militär- 
Gerichten gar nicht handelt, lässt sich somit für Letztere eben 
gar nichts, insbesondere aber nicht die Behauptung der Nr. 736 
der „Reichswehr", dass die Organisation der Militärgerichte durch 
Gesetze zu erfolgen habe, ableiten. 

3. Lässt sich aber aus Art. 2 die ebenerwähnte Behauptung 
nicht ableiten, so folgt aus Art. 3 geradezu das Gegentheil dieser 
Behauptung der „Reichswehr" Nr. 736. 

Denn, während Art. 3 für die Organisation und Competenz 
der Gerichte — wie nachgewiesen, Civilgerichte — die Gesetzes- 
form vorschreibt, setzt Art. 3 die letztere Gesetzesform ausdrücklich 
bezüglich der Militärgerichte blos bei der Bestimmung des 
Wirkungskreises der letzteren voraus. Die im Art. 2 — neben der 
Competenz — angeführte Organisation ist im Art. 3 gar nicht 
erwähnt und — bei der inhaltlich grossen Verwandtschaft und 
räumlich grossen Nähe dieser beiden Artikel — offenbar mit 
Absicht weggeblieben. D. h., der Gesetzgeber wollte durch den 
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evidenten Gegensatz der Erwähnung und der Weglassung des 
bedeutungsvollen Wortes „Organisation" offenbar zum Ausdrucke 
bringen, dass er bezüglich der Organisation der Civil gerichte die 
Gesetzesform, bezüglich der Organisation der Militärgerichte aber 
nicht die Gesetzesform selbstverständlich finde. 

Dieser juristisch zweifellose Sinn des Art. 3 des Grund- 
gesetzes 144 ist jedoch zu allem Ueberfluss auch längst authentisch 
festgestellt. Denn das Gesetz vom 20. Mai 1869, R. G. B. Nr. 78, 
„betreffend den Wirkungskreis der Militärgerichte", hat 
das Versprechen des Art. 3 schon eingelöst und dessen Inhalt, 
insbesondere aber jener der §§ 1 und 9 desselben, lassen keinen 
Zweifel übrig, was Art. 3 des Grundgesetzes 144 unter „Wirkungs- 
kreis" der Militärgerichte hat verstanden wissen wollen. 

Aus dem Gesagten ergibt sich schliesslich die — auch mit 
der Allerhöchsten Entschliessung vom 8. Juli 1871 (N.-V.-BL, 
39 St., Nr. 169) anerkannte — Consequenz, dass der Wirkungskreis 
— aber nur der Wirkungskreis — der Militärgerichte in den 
beiden Staatsgebieten der Monarchie nicht nothwendig derselbe 
sein müsse. 

4. Die Nr. 736 der „Reichswehr" meint weiter, dass Seine 
Majestät im Art. 12 des kaiserlichen Patentes vom Jahre 1855, 
R.-G.-Bl. Nr. 19 Allerhöchstselbst ausgesprochen habe, dass die 
Militär-Strafprocessordnung „nur" durch ein „Gesetz" geregelt 
werden soll. 

Die Anführung ist bis auf die Kleinigkeit, dass der authentische 
Allerhöchste Ausdruck „durch ein besonderes Gesetz" auf 
„nur durch ein Gesetz" corrigirt erscheint, richtig. Demnach 
ist somit der offenbare Sinn des unverfälschten wirklichen Aus- 
spruches Sr. Majestät die Verheissung, dass das strafgerichtliche 
Verfahren bei den Militärgerichten durch ein besonderes, 
d. h. von dem mit diesem kaiserlichen Patente in Wirksamkeit 
gesetzten Militär - Strafgesetzbuche verschiedenes, Gesetz 
geregelt werden wird. Nun gab damals — im Jahre 185 5 — 
überhaupt nur Se. Majestät allein „Gesetze", wie dies ja das 
ebenerwähnte kaiserliche Patent ex 1855, womit das Militär- Straf- 
gesetzbuch in Wirksamkeit gesetzt wurde, am besten demonstrirt. 
Wenn also im Art. 12 dieses Patentes von „Gesetzen" die Rede 
ist, so können darunter denn doch nur Gesetze im damaligen Sinne, 
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Gesetze im Sinne des Jahres 1855, d. h. kaiserliche Gesetze ver- 
standen werden, da Se. Majestät im Jahre 1855 denn doch unmöglich 
an Gesetze im Sinne unserer heutigen Staatsverfassung gedacht 
haben konnte. 

Art. 12 des kaiserlichen Patentes vom Jahre 1855 beweist 
somit nicht blos nicht, dass die Militär-Strafprocessordnung durch 
ein Gesetz (im Sinne der Staatsverfassung) zu regeln sei, 
sondern geradezu das Gegentheil, dass die Kegelung des 
Militär-Strafverfahrens einem Gesetze im Sinne des Jahres 1855, 
d. h. — nach dem Sprachgebrauche unserer Staatsverfassungs- 
Gesetze — einer kaiserlichen Verordnung vorbehalten sei. 

Aber selbst dann, wenn Se. Majestät im Jahre 1855 an 
Gesetze im heutigen Sinne hätte überhaupt denken können, 
so müsste Allerhöchst desselben ofterwähnte Willensäusserung als 
durch die späteren, in unseren geltenden Verfassungsgesetzen 
verkörperten Willensäusserungen Sr. Majestät aufgehoben 
betrachtet werden. Jedenfalls sind für die Beurtheilung der Com- 
petenz zur Regelung der Militär-Strafrechtspflege unsere der- 
zeitigen Verfassungsgesetze und in keinem Falle das kaiserliche 
Patent vom Jahre 1855 massgebend und es widerspricht den 
elementaren Grundsätzen juristischer Interpretation, sich dies- 
bezüglich überhaupt auf das Patent vom Jahre 1855 zu berufen. 

Uebrigens hat Se. Majestät dieses Allerhöchstsein Gesetz- 
gebungsrecht nicht blos in der Zeit zwischen 1855 und 1867, 
sondern auch nach dem Jahre 1867 factisch ausgeübt. Von den 
diesbezüglichen zahlreichen kaiserlichen Verordnungen, durch 
welche mitunter ganze Partien des materiellen und formellen 
Militär-Strafrechtes (wie z. B. das 12. Hauptstück des zweiten 
Theiles des Militär-Strafgesetzes) abgeändert wurden, sei mir ge- 
stattet blos einige anzuführen. Es sind dies z. B. das Dienst- 
reglement, die Vorschriften für das ehrenräthliche Verfahren, über 
die Organisation der Militärgerichte und für die Militärgefangen- 
häuser; dann die Allerhöchsten Entschliessungen vom 14. Oc- 
tober 1871 (N.-V.-Bl. 54), 9. August 1873 (N.-V.-Bl. 45), 9. De- 
cember 1873 (N.-V.-Bl. 67), 22. August 1876 (N.-V.-Bl. 134) u. s. w. 

Und diese factische Ausübung des Gesetzgebungsrechtes 
Sr. Majestät in der Armee ist seit 1867 bis in die neueste Zeit 
eine ausnahmslose. Doch selbst aus der Periode von 1855 bis 
1867 könnte ein gegentheiliges Präjudiz auch nur mit einem Scheine 
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von Berechtigung nicht geltend gemacht werden. Das Gesetz vom 
17. Deeember 1862 (A.-Vi-Bl. Nr. 20) beispielsweise als ein Präjudiz 
für die Beschränkung des souveränen Rechtes des Monarchen an- 
führen zu wollen, wäre durchaus unzutreffend. Denn, erstens muss 
hier in Betracht gezogen werden, dass dieses Gesetz sich auf solche 
Bestimmungen des Militär-Strafgesetzes bezieht, welche im Jahre 
1855 aus dem allgemeinen Strafgesetzbuche recipirt wurden, und 
welche sich nicht auf den Militärdienst beziehen, so dass eine dies- 
bezügliche Aenderung des allgemeinen Strafgesetzes meritorisch 
auch ohneweiters auf das Militär-Strafgesetz übertragen werden 
konnte. Zweitens kam dieses Gesetz zur Zeit der unbeständigsten 
und unklarsten verfassungsmässigen Zustände der Monarchie zu 
Stande, welche es allein erklärlich machen, dass dieses für Ungarn 
gar nicht verbindliche Gesetz in dieser Form erlassen werden 
konnte. Und drittens ist das kaiserliche Patent vom 26. Fe- 
bruar 1861, R.-G.-Bl. Nr. 20, unter dessen Herrschaft das oft- 
erwähnte Gesetz zu Stande kam, durch die Staatsgrundgesetze 
vom 21. Deeember 1867, R.-G.-Bl. Nr. 141 und 146 ganz auf- 
gehoben worden, so dass heute für die Form der Gesetzgebung 
einzig und allein nur die letzterwähnten beiden Grundgesetze, 
beziehungsweise die entsprechenden ungarischen Verfassungsgesetze 
massgebend sind. 

Ganz unentscheidend wäre auch — selbst wenn sie richtig 
wäre — die angebliche Thatsache, dass sämmtliche betheiligten 
Minister von jeher rückhaltlos anerkannt haben, dass die Regelung 
des Militär-Strafgesetzes nur im Gesetzgebungswege erfolgen könne. 
Doch diese Behauptung ist überhaupt unrichtig. Denn die einzigen 
Thatsachen, auf welche man sich zur Unterstützung dieser Be- 
hauptung allenfalls berufen könnte, wären diesbezügliche parla- 
mentarische Interpellationen und Resolutionen, sowie die aas 
solchen Anlässen von der Regierung über das momentane Sta- 
dium der Reformarbeiten ertheilten Auskünfte und Aufklärungen. 
Diese Thatsachen finden jedoch ihre Erklärung in dem ver- 
fassungsmässigen Rechte des Parlaments zur Bewilligung der Kosten 
des Heeresetat und somit auch des Militärjustizwesens, aus welchem 
das weitere Recht der Kritisirung der Heereseinrichtungen und 
somit auch der bezüglich der Militärjustiz geplanten Reformen 
von selbst fliesst und zu welchen parlamentarischen Rechten die 
Pflicht der Kriegsverwaltung zur Ertheilung von Aufklärungen 
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das Correlat bildet. Aus der Ertheilung solcher Aufklärungen 
aber eine rückhaltlose Anerkennung des Rechtes der Parlamente 
auf gesetzliche Regelung der Militär-Strafrechtspflege deduciren zu 
wollen, erschiene ebensowenig zutreffend, als etwa aus der Recht- 
fertigung der Einführung einer neuen Schusswaffe oder eines neuen 
Schiesspulvers seitens der Kriegsverwaltung im Parlamente, ein 
Rech* des Parlamentes auf die Bestimmung der zu verwendenden 
Kriegsmittel ableiten zu wollen. Wie aber die Rücksichtnahme auf 
dieses allgemeine Recht der Kritik und der Bewilligung der er- 
forderlichen Geldmittel seitens der Parlamente es für die Kriegs- 
verwaltung opportun erscheinen lässt ; mitunter schon im vorhinein 
die Volksvertretung von der Notwendigkeit und Nützlichkeit 
geplanter Einführungen zu überzeugen und berechtigten For- 
derungen des Parlaments Rechnung zu tragen, so ist es namentlich 
wohl sehr begreiflich, dass das Ministerium des Krieges bei In- 
angriffnahme von Reformen auf dem heiklen, das gesammte Volk 
der beiden Staatsgebiete intensiv berührenden Gebiete der Justiz 
im Heere, vorher überdies auch mit den sämmtlichen betheiligten 
(Landesvertheidigungs-), sowie den zwar nicht beteiligten, aber 
zur Beurtheilung in mannigfacher Richtung competenten 
(Justiz-) Ministerien beider Staatsgebiet^ gründlich das Einver- 
nehmen pflege. 

5. Aus der „Anreihung" des 2. an den 1. Absatz des § 5 
des Grundgesetzes 146 ex 1867 soll — nach dem Artikel der 
„Reichswehr" 736 — folgen, dass der 2. Absatz keineswegs eine 
das Gesetzgebungsrecht der beiderseitigen Vertretungskörper, 
sondern „nur eine die Verwaltung der gemeinsamen Angelegen- 
heiten durch das gemeinsame verantwortliche Ministerium ein- 
schränkende Bestimmung" sei. 

Dieser § 5 lautet wörtlich : „Die Verwaltung der gemeinsamen 
Angelegenheiten wird durch ein gemeinsames verantwortliches 
Ministerium besorgt, welchem jedoch nicht gestattet ist, nebst 
den gemeinsamen Angelegenheiten auch die besonderen Regierungs- 
geschäfte eines der beiden Reichstheile zu führen. (1. Absatz.) 
Die Anordnungen in Betreff der Leitung, Führung und inneren 
Organisation der gesammten Armee stehen ausschließlich dem 
Kaiser zu." (Absatz 2.) 

Das Verwaltungsrecht eines Ministeriums kann nun ein- 
geschränkt sein : a) durch Vorschriften, welche im allgemeinen die 
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Grenzen bestimmen, innerhalb welcher sich die Verwaltung über- 
haupt zu bewegen habe und b) dadurch, dass — innerhalb dieser 
Grenzen — die Verwaltung getheilt, d. h. das Verwaltungsrecht 
eines Verwaltungsorgans, durch Zuweisung eines Theiles des 
bestimmten Verwaltungszweiges an ein anderes Verwaltungsorgan, 
eine Verminderung erfährt. 

Soferne hier die erstere Beschränkung gemeint wäre, würde 
die „Reichswehr" dasselbe behaupten, was ich als richtig vertrete, 
d. h. dass die — für die Kriegsverwaltung bindenden — legis- 
lativen Normen von Sr. Majestät ausgehen. Es ist aber selbst, 
verständlich hier nur von einer Beschränkung im zweiten Sinne 
die Rede. Demgemäss wäre somit ein Theil der, im übrigen dem 
gemeinsamen (Reichs-) Kriegsminister zustehenden, Verwaltung des 
Heeres Sr. Majestät dem Kaiser-König zugewiesen. Die Richtig- 
keit dieser überraschenden Behauptung will ich etwas näher prüfen. 

§ 5 des Grundgesetzes 146 spricht in seinem ersten Absatz 
von der „Verwaltung" durch das Ministerium ; im zweiten Absatz 
aber von den „Anordnungen" Sr. Majestät. Dass die Ausdrücke 
„Verwaltung" und „Anordnung" nicht synonym sind und zu 
einander auch nicht im Verhältnise der Gattung zur Art stehen, 
bedarf wohl keiner weiteren Erörterung und findet auch in der 
eben hier besprochenen grundgesetzlichen Stelle seine Bestätigung, 
indem dieselbe die Verbindung ihres ersten und zweiten Absatzes 
nicht — wie dies in derlei, Gleichartiges behandelnden, Fällen 
üblich ist — durch ein dies andeutendes Bindewort: „allein", 
Jedoch", „blos" u. s. w., vermittelt. Die unvermittelte Anreihung 
des zweiten an den ersten Absatz lässt vielmehr deutlich erkennen, 
dass diese beiden Absätze nicht Gleichartiges behandeln und 
dass insbesondere im zweiten Absätze die Thätigkeit des obersten 
legislativen Factors im Staate — des Monarchen — zu der 
Thätigkeit der Verwaltungsorgane des Staates in Gegensatz gebracht 
werden wollte. 

Wären im zweiten Absätze des § 5 übrigens thatsächlich 
Acte der Verwaltung und nicht Anordnungen legislativer Natur 
gemeint, so hätte dieser Absatz wohl unzweifelhaft lauten müssen: 
Die Leitung, Führung und die Durchführung der inneren Organi- 
sation der gesammten Armee steht ausschliesslich dem Kaiser zu 
Doch wollte man auch hier abermals dem Gesetzgeber eine sinn- 
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störende Ungenauigkeit im Ausdruck imputiren und trotz Allem 
im Absätze 2 blos Verwaltungsacte erblicken, dann würde 
daraus folgen, dass die Verwaltung des gemeinsamen Heeres nicht 
— wie Absatz 1 anordnet — durch das gemeinsame Ministerium 
(Reichs-Kriegsminister), sondern durch Se. Majestät bewirkt werde, 
weil Absatz 2 seinem Inhalte nach die gesammte Verwaltung 
erschöpfen und für den Minister nichts mehr übrig lassen würde. 
Nach einer solchen Interpretation wäre also Se. Majestät — und 
nicht ein verantwortlicher Minister — oberstes Verwaltungsorgan 
und Absatz 1 des § 5 enthielte, soweit er die Armee betrifft, nur 
eine leere Phrase! 

Noch evidenter folgt die Unhaltbarkeit einer solchen Ansicht 
aus dem entsprechenden gleichzeitigen, bei der Interpretation von 
Verfassungsfragen gleichwertigen, Grundgesetze unseres zweiten 
Staatsgebietes, d. i. aus Gesetzartikel XII vom Jahre 1867, dessen 
§ il wörtlich lautet: „Infolge der verfassungsmässigen Herrscher- 
rechte Sr. Majestät in Betreff des Kriegswesens wird all' das, 
was auf die einheitliche Leitung, Führung und innere Organisation 
der gesammten Armee, und somit auch des ungarischen Heeres, 
als eines ergänzenden Theiles der Gesammtarmee, Bezug hat, als 
der Verfügung Sr. Majestät zustehend anerkannt." Und was diese 
Gesetzesstelle unter den, aus den Herrsch errechten Sr. Majestät 
abgeleiteten Verfügungen Allerhöchstdesselben versteht, geht aus 
der Stylisirung und Anreihung des unmittelbar darauf folgenden 
§ 12 dieses Gesetzartikels klar hervor. Dieser § 12 lautet wörtlich : 
„Allein die zeitweise Ergänzung des ungarischen Kriegsheeres 
und das Recht der Recrutenbewilligung, die Bestimmung der 
Bedingungen dieser Bewilligung und der Dienstzeit, ebenso auch 
die Verfügungen hinsichtlich der Dislocierung und Verpflegung des 
Militärs behält sich das Land im Sinne der bisherigen Gesetze, 
sowohl im Bereiche der Gesetzgebung als auch der Administration 
vor." Also von dem originären und primären, die Administration 
und Gesetzgebung umfassenden, Herrscherrechte Sr. Majestät 
bezüglich der Armee behält sich das Land blos einzelne, taxativ 
angeführte Ausnahmsverfügungen vor. Diese Ausnahmen betreffen 
durchaus Verfügungen, welche nicht die Armee und ihre Glieder 
als solche berühren, sondern Beziehungen regeln, wo die Rechts- 
sphären der Armee und der Staatsbürger im Allgemeinen in ein- 
ander übergreifen. Die innere Organisation der Armee betreffende 
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derlei, der Alleinherrschaft Sr. Majestät entzogene, Ausnahms 
Verfügungen enthält § 12 u. ff. des Gesetzartikel XII ex 1867 nicht. 

Ebensowenig steht den Delegationen eine Ingerenz auf die 
innere Organisation der Armee zu, indem diesen Vertretungskörpern, 
gemäss § 1 b) des österreichischen Grundgesetzes 146 und der 
§§ 15 und 37 des ungarischen Gesetzartikels XII ex 1867, einzig 
und allein nur die Geldbewilligung für das Kriegswesen — ver- 
fassungsmäßige Mitwirkung bei der Festsetzung des gemeinsamen 
Kriegsbudgets — zufällt. 

Alles — dem Gesagten zufolge — nicht ausdrücklich Aus- 
genommene, also insbesondere die innere Organisation der Armee, 
unterliegt der unbeschränkten gesetzgebenden (Herrscher-) Gewalt 
Sr. Majestät! 

Übrigens erscheint die von der Nr. 736 der „Reichswehr" 
beliebte Interpretation des § 5 des Grundgesetzes 146 schon durch 
die historische Entstehung dieses Paragraph gründlich widerlegt. 
Denn während dessen zweiter Absatz nichts als eine Wieder- 
holung eines längst bestandenen „Herrscherrechtes" des Monarchen 
enthält, ist dessen erster Absatz eine Schöpfung des Jahres 1867. 
Erst im Jahre 1867 wurde der Begriff eines gemeinsamen Ministe- 
riums und gemeinsamer Verwaltung geboren und es ist logisch 
ganz unmöglich, die Existenz eines schon längst vorher bestandenen 
Herrscherrechtes des Monarchen von dem erst viel später geschaffenen 
Verwaltungsrechte des gemeinsamen Ministeriums abzuleiten. 
Der stylistisch erste Absatz des § 5 des Grundgesetzes 146 
ist historisch der secundäre, zweite, der stylistisch zweite Absatz 
dieses Paragraph aber historisch der primäre, erste, und die aus 
der stylistischen „Anreihung" von der „Reichswehr" gezogene 
Consequenz daher eine ganz verfehlte. 

6. Zur angeblich anschaulicheren Beweisführung hat die 
Nr. 736 der „Reichswehr" den im § 5 des österreichischen Grund- 
gesetzes 146 gebrauten Ausdruck „Organisation" mit dem deutschen 
Ausdruck „Einrichtung" übersetzen zu sollen geglaubt und daraus 
die Behauptung abgeleitet, dass Se. Majestät blos „Truppen- 
gattungen", nicht aber die ..Reichswehr" „einrichten", r gliedern" 
und „eintheilen" könne, weil die „Gliederung der Reichswehr" — 
als „äussere Einrichtung" — nur mit Zustimmung der Vertretungs- 
körper erfolgen könne. 
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Die Übersetzung des Ausdrucks -Organisation" mit »Ein- 
richtung" ist aber ganz unzutreffend; der Unterschied zwischen 
diesen beiden Worten ist ein wesentlicher. „ Einrichten u kann man 
auch ein Wohngemach, ein Kanzleilocale u. dgl. und doch sind 
diese Räume deshalb durchaus nicht „organisirt". Nicht ein „ein- 
gerichtetes" Object, sondern erst ein functionirendes, lebendiges, 
harmonisches Gefüge, für das einheitliche Ganze nothwendiger 
Elemente nennt man „Organismus". Und dasjenige, was nach 
Außen das „Organisirte" vom blos „Eingerichteten" am präg- 
nantesten unterscheidet, ist in erster Linie: die Function. Nun 
ist aber die gesammte Strafrechtspflege gar nichts anderes, als 
nur eine der verschiedenen Functionen des socialen Organismus 
,. Staat", „Armee" etc. und deshalb gerade hier, wo es sich eben 
nur um die Function der Strafrechtspflege handelt, die erwähnte 
Übersetzung nicht blos unzutreffend, sondern gänzlich unrichtig 
und irreführend. 

Nicht also die blosse „Einrichtung von Truppengattungen", 
sondern die Organisation der gesammten Armee, d. i. auch 
die Bestimmung und Regelung sämmtlicher Functionen derselben, 
somit auch der Function der Strafrechtspflege, steht verfassungs- 
mässig Sr. Majestät dem Kaiser-König zu! Einzig und allein die 
„Feststellung des Wehrsystems" ist — aus den vorher schon er- 
wähnten Gründen und mit Rücksicht auf die staatsrechtliche Form 
der gesammten Monarchie — von der Zustimmung der Parlamente 
abhängig gemacht (§ 2, Punkt 5 des St.-G.-G. 146). 

Das Gesagte kurz zusammenfassend, lautet nun der Syl- 
logismus : 

Nachdem die Functionen eines Organismus ein wesent- 
liches Moment der inneren Organisation desselben 
bilden; nachdem die Strafrechtspflege im Allgemeinen eine Function 
des staatlichen, die Militär-Strafrechtspflege aber eine 
Function des Armee-Organismus ist; nachdem ferner 
die Organe dieser Function im Staate die Gerichte, in der Armee 
die Militärgerichte sind; nachdem weiter die Organisation der 
Militärgerichte nicht unter dem Begriff der „Feststellung des 
Wehrsystems" fällt, die Militärgerichte vielmehr den von der 
„Reichswehr" beispielsweise angeführten „Truppengattungen" 
u. dgl. entsprechen und deren Organisation somit — nach der 
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„Reichswehr" eigener Behauptung — dem Begriff der „inneren" 
Organisation der Armee entspricht, und nachdem endlich die 
„innere Organisation" der Armee Sr. Majestät vorbehalten ist: so 
ist die Regelung der Militär-Strafrechtspflege Sr. Majestät dem 
Kaiser-König vorbehalten. 

7. Freilich behauptet der Autor des Artikels in der Nr. 736 
der „Reichswehr", es sei nichts weniger als erwiesen, dass das 
materielle und formelle Militär-Strafrecht Gegenstand der inneren 
Organisation der Armee sei. Ich glaube wohl, dass nur ein flüch- 
tiger Blick in die von mir im Eingange citirte Schrift und in die 
„Reichswehr" Nr. 725 genügt, um Jedermann vom Gegentheile 
zu überzeugen. 

In der Broschüre ist die natürlich-selbständige Existenz des 
Heeresorganismus nachgewiesen und durch den besonderen Zweck 
des Heeres (Krieg) und eines seiner hauptsächlichsten Mittel zur 
Erreichung dieses Zweckes (Disciplin) eingehend motivirt. Dortselbst 
erscheint auch ausgeführt, dass durch ein jedes strafbaic Delict 
der Angehörigen des Heeres die Mannszucht verletzt und durch 
die sogenannten Militärdelicte auch direct bedroht und angegriffen 
wird. Die Reaction auf solche, ein Lebenselement des Heeres 
(seine Disciplin) betreffende, Insulte ist aber denn doch zweifellos 
die Militär-Strafrechtspflege, welche Reaction — wie in Nr. 725 
„Reichswehr" ausgeführt erscheint — mit der inneren Organisation 
des Heeres ursächlich im Zusammenhange steht. 

8. Als angebliches Beispiel für die Unhaltbarkeit der von 
mir soeben als erwiesen aufgestellten These führt die „ Reichswehr u 
Nr. 736 zwei Gesetzesstellen an. Den „Army act", wornach der 
englische Soldat wegen gemeiner Delicte dem Civilmagistrat über- 
geben wird ; und das österreichische Gesetz, wornach Militärpersonen 
dem CivilstandrGerichte und — unter besonderen Umständen — 
Civilpersonen den Militärgerichten unterworfen sind. Aus diesen 
Beispielen soll nämlich folgen, dass die Militär-Strafrechtspflege 
blos aus geschichtlichen und staatspolitischen Rücksichten" im 
Zusammenhange mit der Organisation unserer Armee stehe, keines- 
wegs aber aus ursächlichen, also bei allen Armeen nothwendig 
vorkommenden Gründen. 

Die Sophistik dieser Schlussfolgerung liegt auf der Hand. 
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Es ist eine ganz unrichtige Behauptung, dass jede der einzelnen 
Functionen eines individuellen Organismus allen Organismen 
gleicher Ordnung eigenthtimlich sein müsse. Es ist vielmehr, u. zw. 
nicht einmal ausnahmsweise, sondern in der Regel, der Complex 
natürlicher Functionen eines individuellen Organismus — vermöge 
seiner speciellen, individuellen inneren Organisation — mit der Ge- 
sammtheit der Functionen aller anderen Organismen seiner Gattung 
nichts weniger als congruent und identisch. Und es charakterisirt 
eben diese, in der abweichenden Eigentümlichkeit der einzelnen 
Functionen liegende, Verschiedenheit deren ursächlichen Zusammen- 
hang mit der inneren Organisation des speciellen Individuums. 
Dass ein bestimmtes menschliches Individuum auf ein 
bestimmte Gift nur einfach durch Erbrechen, ein anderes mensch- 
liches Individuum auf dasselbe Gift durch Fieber reagiert, ist 
eben mit der inneren Organisation des einen und des anderen 
menschlichen Individuums in ursächlichem Zusammenhange. 
Hätte sich deshalb jener ofterwähnte Autor die doch so nahe- 
liegende Frage gestellt, warum denn diese verschiedenen 
Bestimmungen bei der Armee in England und in unserer 
Monarchie bestehen, so hätte sich derselbe auch darauf die 
eben so naheliegende als einfache Antwort geben können, dass 
diese beiden Armeen eben verschieden u. zw. derart organisirt 
sind, dass die eine (englische) auf strafbare Insulte nicht direct 
reagire, wenn diese Reaction schon allgemein dem staatlichen 
Organismus eigenthümlich ist (gemeine Delicte), die andere (öster- 
reichisch-ungarische) Armee dagegen so organisirt erscheint, dass 
sie auf eine Reaction in jenem Fall verzichtet, wo erhöhte Reaction 
des staatlichen Organismus (Standrecht) eine solche seitens der 
Armee entbehrlich oder gegenstandslos macht, oder anderseits selbst 
eine erhöhte resp. ausgedehntere Reaction entfaltet, wo sie fremde 
Elemente (Civilpersonen) in der eigenen Existenz bedrohen (Delicte 
gegen die Kriegsmacht). 

Die „geschichtlichen und staatspolitischen Rücksichten" sind 
also nichts anderes als das unbewusste Zugeständniss, dass die 
beispielsweise angeführten Eigenheiten eben mit der inneren 
Organisation der englischen, resp. unserer Armee in ursächlichem 
Zusammenhange stehen. 

Uebrigens bildet die Abgrenzung der — Justiz genannten — 
Reaction bekanntlich den Begriff der „Competenz", zu deren 
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Regelung in unserer Monarchie — wie eingangs ausgeführt — 
specielle Normen gelten. 

9. Durch den hier besprochenen Artikel der Nr. 7-36 der 
„Reichswehr" „belehrt", auf welcherlei Einwände man sich auf 
diesem Gebiete gefasst machen müsse, sehe ich mich veranlasst, 
noch einen, von der „Reichswehr" nicht hervorgehobenen, Punkt 
zu berühren. 

Das österreichische Staatsgrundgesetz vom 21. December 1867 
R.-G.-Bl. Nr. 141 „Ueber die Reichsvertretung", welches die Grund- 
züge der legislativen Organisation des einen unserer beiden Staats- 
gebiete enthält, weist im § 11 k die „Strafjustiz" der legislativen 
Thätigkeit des Reichsrathes zu. Es könnte sich nun Jemand finden, 
der hier unter „Strafjustiz" auch die Militär-Strafjustiz verstanden 
wissen möchte. So offenkundig auch ein solcher Irrthum wäre ? 
ich finde es geboten, auch denselben kurz zu widerlegen. 

Wie früher sub 7 betont, ist die Armee ein selbstständig im 
Staate existirender Organismus, dessen selbständige Existenz in 
unserer Monarchie durch die Gemeinsamkeit derselben noch erhöhten 
Ausdruck findet. Für diese unter dem Ausdruck „Kriegswesen" 
zusammengefasste „gemeinsame" Institution sind die Grundlagen 
der legislativen Organisation derselben im österreichischen Grund- 
gesetze Nr. 146 ex 1867 und im ungarischen Gesetzartikel XII 
ex 1867 enthalten. Die Formen dieser Legislative sind oben sub 5 
und in meiner eingangs erwähnten Schrift erschöpfend erörtert. 
Darnach bildet eine gemeinsame Legislative für die gemeinsame 
Armee die Regel, von welcher — zu Gunsten der selbst- 
ständigen Legislativen eines jeden der beiden Staatsgebiete — in 
den soeben citirten beiden Verfassungsgesetzen einzelne, taxativ 
angeführte Ausnahmen statuirt erscheinen. Um nun aus der lit. Je 
des § 11 des österreichischen Grundgesetzes 141 die legislative 
Competenz des österreichischen Reichsrathes für die Militär-Straf- 
justiz ableiten zu wollen, müsste nachgewiesen werden, dass sich 
der Inhalt dieser letzterwähnten Gesetzesstelle ganz oder doch zum 
Theil mit dem Inhalte einer oder mehrerer der erwähnten taxativen 
Ausnahmen der beiden oberwähnten Verfassungsgesetze decke. 
Diesbezüglich könnte nun wohl blos § 1 b des österreichischen 
Grundgesetzes 146 in Betracht kommen, welcher aus den für 
gemeinsam erklärten Angelegenheiten des Kriegswesens u. a. die 
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„Regelung der bürgerlichen Verhältnisse und der sich nicht auf 
den Militärdienst beziehenden Rechte und Verpflichtungen der 
Mitglieder des Heeres" eliminirt. Um die Competenz des öster- 
reichischen Reichsrath^s für die Militär - Straf justizgesetzgebung 
reclamiren zu können, müsste somit diese unter den Begriff 
„bürgerliche Verhältnisse", oder aber unter den Begriff „sich nicht 
auf den Militärdienst beziehende Rechte und Verpflichtungen" 
subsummirbar sein. 

Dass „Strafjustiz" und Regelung der „bürgerlichen Ver- 
hältnisse" ganz verschiedene Dinge sind, ist auch dem Laien 
geläufig und findet zu allem Ueberflusse in den §§ l und 9 des 
Gesetzes vom 20. Mai 1869, R.-G.-Bl. Nr. 78 authentische Be- 
stätigung. 

Es erübrigt somit blos die zweite Alternative, d. i die Unter- 
suchung, ob die Militär-Strafjustiz die Regelung der „sich nicht 
auf den Militärdienst beziehenden Rechte und Verpflichtungen 
der Mitglieder des Heeres" zum Gegenstande habe. 

Ganz abgesehen nun davon, dass unter Regelung von Rechten 
und Verpflichtungen juristisch nicht Institutionen auf dem Gebiete 
des Strafrechtes verstanden zu werden pflegen, liesse sich selbst 
bei solchem, juristisch ungewöhnlichen, Sprach gebrauche die er- 
wähnte Subsumtion auch deshalb nicht begründen, weil die Straf- 
justiz im Heere — wie sub 7 und 8 ausgeführt erscheint — mit 
dem Militärdienste in innigster Beziehung, ja in organischem 
Zusammenhange steht; somit auf dem Gebiete der Militär- 
Strafjustiz von einer Regelung von sich nicht auf 
den Militärdienst beziehenden Rechten und Ver- 
pflichtungen der Mitglieder des Heeres nicht gespro- 
chen werden kann. 

Doch wollte man in der angedeuteten Richtung schon am 
allerweitesten gehen, und erstens unter dem Ausdrucke : Regelung 
von Rechten und Verpflichtungen, auch strafrechtliche Institutionen 
verstehen wollen und zweitens dann aus dem gesammten Straf- 
rechte dasjenige in Abzug bringen, was wenigstens nicht un- 
mittelbar auf den Militärdienst sich bezieht, so könnte selbst 
in diesem Falle höchstens das Gebiet der sogenannten gemeinen 
Delicte aus dem materiellen Strafrecht hier in Rechnung kommen 
und zur Regelung desselben, auf Grund des § 11k des Grund- 
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